
 

 

Positionspapier der Metalltechnischen Industrie zur 
Revision der RoHS-Richtlinie 2011/65/EU 
 
Zusammenfassung  
 
Der Fachverband Metalltechnische Industrie (FMTI) begrüßt die bevorstehende 
Überarbeitung der RoHS-Richtlinie 2011/65/EU zur Beschränkung bestimmter ge-
fährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten, die zu den Zielen des europä-
ischen Green Deal, des Aktionsplans für die Kreislaufwirtschaft und der Chemika-
lienstrategie für Nachhaltigkeit beitragen wird. Unsere Industrie, wichtige nach-
gelagerte Anwender und Hersteller von Erzeugnissen, sind fest entschlossen, den 
Gehalt an gefährlichen Stoffen in ihren Produkten zu reduzieren, um eine Kreis-
laufwirtschaft zu unterstützen.  
 
Unsere Kernaussagen zur öffentlichen Konsultation über die Überarbeitung der 
RoHS-Richtlinie:  
 

- Die RoHS-Richtlinie ist ein effektives, effizientes und relevantes sektorspezifi-
sches Instrument, das eine Reihe wichtiger Besonderheiten zur Unterstützung ei-
ner Kreislaufwirtschaft berücksichtigt. 

- Die Beschränkung auf einige wenige gefährliche Stoffe mit höchster Relevanz in 
Elektrogeräten ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor dieser Richtlinie. Dies und die 
leicht verständlichen Bestimmungen - auch für kleine Unternehmen oder solche 
mit Sitz außerhalb der EU - haben dazu beigetragen, dass die europäische RoHS-
Richtlinie ein internationales Aushängeschild geworden ist, das auch weiterhin 
beibehalten werden muss. 

- Mehr Aufmerksamkeit und Ressourcen sollten der Verbesserung der Umsetzung 
gewidmet werden, um Unternehmen, insbesondere KMU, in ihrem Engagement 
für die vollständige und rechtzeitige Einhaltung zu unterstützen. 

- Die Kohärenz mit anderen EU-Rechtsvorschriften und zwischen der RoHS-Richtli-
nie, der REACH-Verordnung und der Ökodesign-Richtlinie (im Zusammenhang mit 
der Initiative für nachhaltige Produkte zur Überarbeitung der Ökodesign-Richtli-
nie) sollte verbessert werden. 

- Die Umsetzung von Artikel 5 der RoHS-Richtlinie über die Anpassung der Anhänge 
an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt sollte verbessert und be-
schleunigt werden. 

- Die Unterschiede zwischen typischen Business-to-Business (B2B)- und Business-to-
Consumer (B2C)-Geräten bei der Erwägung der Verwendung von RoHS als Risiko-
managementoption sollten besser anerkannt werden.   

- Politikgestaltung und Entscheidungen in Bezug auf Chemikalien sollten risiko- und 
nicht gefahrenbasiert sein.  



 

 

- Das Prinzip "Reparieren wie produziert" in einer Kreislaufwirtschaft sollte ge-
stärkt und vereinfacht werden, indem seine Bestimmungen zentral im Gesetzes-
text verankert werden 

- Die globalen Aspekte des Handels mit Elektro- und Elektronikgeräten sollten stär-
ker berücksichtigt werden. 

 

Einführung Wir sind der Ansicht, dass die RoHS-Richtlinie effektiv, effizient und rele-
vant ist und als sektorspezifisches Instrument, das eine Reihe wichtiger 
Besonderheiten des Elektro- und Elektronikgeräte-Sektors zur Unterstüt-
zung einer Kreislaufwirtschaft berücksichtigt, einen Mehrwert darstellt.  

Die RoHS-Richtlinie funktioniert gut und wurde 2017 erfolgreich geändert, 
um eine Kreislaufwirtschaft zu stärken, die den Grundsatz "Reparieren 
wie produziert" der Richtlinie sowie Artikel 9 der überarbeiteten Abfall-
rahmenrichtlinie (EU) 2018/851 zur Abfallvermeidung unterstützt.  

Es ist erwähnenswert, dass die RoHS-Richtlinie durch die Aufnahme ihrer 
Bestimmungen in andere Rechtsordnungen auch zu einem globalen Stan-
dard geworden ist. 

Der Verbesserung ihrer Umsetzung und der weiteren Unterstützung von 
Unternehmen, insbesondere von KMU, bei der Sicherstellung der vollstän-
digen und rechtzeitigen Einhaltung sollten mehr Aufmerksamkeit und Res-
sourcen gewidmet werden. 

 
Empfehlungen    

Wie in Zusammenhang mit dem Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft 
hervorgehoben, unterstützen wir voll und ganz den Vorschlag, Leitlinien 
bereitzustellen und die Kohärenz zwischen der produktspezifischen RoHS-
Richtlinie und der horizontalen REACH-Verordnung sowie der Ökodesign-
Richtlinie zu verbessern (im Zusammenhang mit der Initiative für nach-
haltige Produkte zur Überarbeitung der Ökodesign-Richtlinie).  

Wir empfehlen außerdem, dass die verschiedenen Rechtsinstrumente 
(REACH, RoHS, Ökodesign usw.) nur für die ihnen zugedachten Ziele ein-
gesetzt werden.  

Für eine gezielte und damit effiziente Regulierung sind differenzierte, 
aber harmonisierte Rechtsinstrumente vorzuziehen. Eine konsequente An-
wendung kann somit auch widersprüchliche Doppelregulierungen vermei-
den. 

 
RoHS-RL und  
REACH-VO:  Aus unserer Sicht ist Artikel 6 der RoHS-Richtlinie bisher nicht richtig um-

gesetzt worden. Nach wie vor existieren zwei unterschiedliche Mechanis-
men zur Identifizierung und Bewertung von Stoffen unter RoHS und 
REACH parallel, was nicht nur doppelte Kosten verursacht, sondern auch 
zu uneinheitlichen Studienergebnissen führt.  
 
Wir sind der Meinung, dass der beste Weg zur Konsistenz darin besteht, 
eine ganzheitliche, gemeinsame Stoffbewertungsmethodik für REACH und 



 

 

RoHS anzustreben. Wann immer ein Stoff bewertet wird, sollte es nur 
eine gemeinsame Methodik geben. Bei der Umsetzung der REACH-Verord-
nung und der RoHS-Methodik sollte diese einzige ganzheitliche und allge-
mein anerkannte wissenschaftliche und technische Bewertung für jeden 
Stoff angewendet werden und für die Umsetzung unter beiden Rechtsak-
ten in Anwendung des gemeinsamen Verständnisses von REACH und RoHS 
gelten.  
Die Hauptquelle und das Hauptinstrument für die Sammlung von Informa-
tionen über Stoffe und deren Bewertung, auch für die weitere Umsetzung 
von RoHS, sollte die REACH-Verordnung sein. Die RoHS-Methode zur Be-
stimmung des Gefährdungsgrades von Stoffen sollte sich auf die beste-
hende REACH-Methode zur Identifizierung von Stoffen mit gefährlichen 
Eigenschaften stützen. Nur Stoffe mit einer sehr spezifischen Bedeutung 
für Elektro- und Elektronikgeräte sollten im Rahmen von RoHS reguliert 
werden, vorausgesetzt, dass ein spezifisches Risiko mit dem Vorhanden-
sein dieser Stoffe in Elektrogeräten verbunden ist. 
 

RoHS-RL und 
Ökodesign-RL: Die gesetzgeberische Kohärenz mit der Ökodesign-Richtlinie 

2009/125/EU sollte ebenfalls verbessert werden. In Anbetracht der Ver-
knüpfung verschiedener Umweltanforderungen an Produkte über den ge-
samten Lebenszyklus eines Produktes empfehlen wir, die Ergebnisse der 
jeweiligen Ökodesign-Studie im weiteren Umsetzungsprozess von RoHS 
und REACH zu berücksichtigen. Stoffbeschränkungen als Folge von Risi-
ken, die mit den inhärenten chemischen Eigenschaften von Stoffen ver-
bunden sind, sollten nicht Gegenstand von delegierten Ökodesign-Rechts-
akten sein. 

 
Art. 5 RoHS: Die Umsetzung von Artikel 5 der RoHS-Richtlinie über die Anpassung der 

Anhänge an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt muss ver-
bessert und beschleunigt werden: Artikel 5 der RoHS sieht einen sektor-
spezifischen, zielgerichteten, wissenschaftlich fundierten, strukturierten 
produkt- und anwendungsspezifischen Mechanismus für die Gewährung 
von Ausnahmen von Stoffbeschränkungen vor, um ein hohes Schutzniveau 
für die Umwelt und die menschliche Gesundheit im Binnenmarkt der Eu-
ropäischen Union zu gewährleisten.  
Bei der Umsetzung kommt es jedoch für die betroffenen Unternehmen zu 
erheblichen Verzögerungen und in der Folge zu erheblicher Rechts- und 
Planungsunsicherheit, da nicht genügend Personal für die Bearbeitung der 
Ausnahmeanträge der Industrie zur Verfügung steht - selbst, wenn diese 
fristgerecht und mit allen erforderlichen Nachweisen eingereicht werden. 
Rechtzeitige Entscheidungen über eingereichte Freistellungsanträge und 
ausreichend lange Laufzeiten der gewährten Freistellungen kommen der 
Glaubwürdigkeit des Instruments zugute und können sich positiv oder ne-
gativ auf die Rechts- und Planungssicherheit der Unternehmen auswirken.  

 
Forderungen: Die Bearbeitung von Freistellungsanträgen muss beschleunigt werden,  
  da die Zeit, die die Kommission für die Gewährung einer Freistellung be-
  nötigt, heute drei Jahre oder mehr beträgt, verglichen mit 12-18 Mona-
  ten im Jahr 2006. Die Kommission sollte die erforderlichen Ressourcen 



 

 

  bereitstellen, um eine ordnungsgemäße und rechtzeitige Bearbeitung der 
  steigenden Zahl von RoHS-Ausnahmen und Anträgen auf Verlängerung zu 
  gewährleisten.  

Ausreichend lange Zeiträume für gewährte Ausnahmen sollten für Stoffe 
in Betracht gezogen werden, für die es Hinweise darauf gibt, dass eine 
Substitution kurzfristig technisch nicht möglich ist. In Bereichen, in de-
nen umfangreiche Informationen und wissenschaftliche Beweise für eine 
kurzfristige Substitution vorliegen, erlaubt die RoHS-Richtlinie die Festle-
gung kurzer Ausnahmeregelungen, was wir unterstützen. 

 
Politische Entscheidungen über chemische Stoffe sollten risiko- und nicht 
gefahrenbasiert sein. Wir befürworten einen risikobasierten Ansatz an-
stelle eines risikobasierten Ansatzes (d.h. des Vorsorgeprinzips), da der 
risikobasierte Ansatz auf wissenschaftlichen Erkenntnissen über die Aus-
wirkungen auf die Umwelt und die Bevölkerung beruht. Wie die Kommis-
sion betont, darf das Vorsorgeprinzip nur im Falle eines potenziellen Risi-
kos geltend gemacht werden und kann niemals willkürliche Entscheidun-
gen rechtfertigen.  

 
Anwendung des Grundsatzes "Reparieren wie produziert" in einer Kreis-
laufwirtschaft: In der RoHS ist das Prinzip "Reparieren wie produziert" 
verankert, das eine grundlegende Unterstützung für das Funktionieren ei-
ner Kreislaufwirtschaft in der Praxis darstellt und in der EU-Chemikalien-
gesetzgebung und anderen einschlägigen Rechtsvorschriften konsequent 
angewandt werden sollte, wenn weitere Kreislaufwirtschaftspotenziale 
erschlossen werden sollen.  
Die Regelungen für Ersatzteile und deren Wiederverwendung sind zu kom-
plex. Eine Vereinfachung der Formulierungen in Artikel 4 (4) und 4 (5) der 
RoHS-Richtlinie hin zu einer grundsätzlichen Verankerung des Prinzips 
"repair as produced" in der RoHS-Richtlinie (wie auch im gesamten euro-
päischen Chemikalienrecht) halten wir für einen wichtigen Schritt in die 
richtige Richtung. Damit wäre sichergestellt, dass Ersatzteile für ein lang-
lebiges Produkt auch nach späteren Änderungen der Ausnahmeregelungen 
und Stoffbeschränkungen unter der RoHS erhalten bleiben können.  
 
Der Erfolg von RoHS beruht auf der Stabilität und Vorhersehbarkeit der 
beschränkten Stoffe. Nur wenn sich die beschränkten Stoffe für ein be-
stimmtes einzelnes Elektro- und Elektronikgerät im Laufe der Zeit nicht 
ändern, ist es möglich, klare Empfehlungen für Reparatur, Recycling und 
Entsorgung zu geben und die Verfügbarkeit von funktionierenden Ersatz-
teilen für die Reparatur und Aufarbeitung von langlebigen und komplexen 
Produkten zu gewährleisten. 

 
Bessere Anerkennung der Unterschiede zwischen typischen Business-to-
Business (B2B)- und Business-to-Consumer (B2C)-Geräten, wenn es um 
den Einsatz von RoHS als Risikomanagementoption geht: Professionelle 
Geschäftspartner sind in der Lage, geeignete Risikomanagementmaßnah-
men in Bezug auf Elektro- und Elektronikgeräte, die bestimmte Stoffe 



 

 

enthalten, zu ergreifen, da sie speziell geschult und ausgerüstet sind. Un-
serer Ansicht nach ist es wichtig, die potenziellen Risiken, die B2B-Geräte 
für die Umwelt verursachen könnten, gegen den anerkannten gesundheit-
lichen Nutzen abzuwägen, den z. B. medizinische Geräte für Patienten 
bieten, und den unbestreitbaren Sicherheitsnutzen, den Überwachungs- 
und Kontrollgeräte für Industriekunden und Arbeitnehmer bieten. 

 
Die globalen Aspekte des Handels sollten stärker berücksichtigt werden: 
Die RoHS-Richtlinie hat andere Regionen der Welt dazu inspiriert, ähnli-
che Maßnahmen zu ergreifen. Bei der Verfolgung des Ansatzes einer ge-
zielten Überarbeitung der RoHS ist zu bedenken, dass jede größere Ände-
rung der RoHS-Grundprinzipien eine erhebliche Anpassung für Unterneh-
men bedeutet - mit entsprechenden Kosten. Änderungen des Gesetzes-
textes sollten daher durch messbare Vereinfachungen und Verbesserun-
gen der Prozesse sowie die Erreichung von Zielen gerechtfertigt sein. Die 
globale Leitbildfunktion der RoHS-Richtlinie muss erhalten bleiben.  
 
Wir fordern die EU auf, sich für eine Harmonisierung der zahlreichen Bei-
spiele globaler Rechtsvorschriften, die der RoHS-Richtlinie ähneln, einzu-
setzen. In ihren internationalen Beziehungen sollte die EU ein gemeinsa-
mes Verständnis mit ihren wichtigsten Handelspartnern fördern, ein-
schließlich einer globalen Harmonisierung der Anforderungen und der 
wichtigsten Aspekte der Einhaltung (z. B. Definition von homogenem Ma-
terial).  
In Anbetracht der Tatsache, dass unsere Industrie global agiert, und zur 
Unterstützung einer Kreislaufwirtschaft ist es notwendig, eine Regelung 
auszuhandeln, die unserer Industrie und insbesondere den KMU einen ko-
härenten legislativen Ansatz bietet, der zu einer technisch, wirtschaftlich 
und ökologisch soliden Struktur führt, in der die von den Endverbrauchern 
weltweit benötigten Produkte hergestellt werden können. Die internatio-
nale Normung ist eine Möglichkeit, dies zu erreichen, zusammen mit wei-
teren Bemühungen, die Kompatibilität der europäischen Rechtsvorschrif-
ten wie der RoHS-Richtlinie zu gewährleisten. 

Stand Juni 2022 

Kontakt: Dipl.-Ing. Dr.-Ing. Ulrike Witz, MSc 

T +43 (0)5 90 900-3366 
F +43 (0)1 505 10 20  
E witz@fmti.at   

Über die Metalltechnische Industrie 

Die Metalltechnische Industrie ist Österreichs stärkste Branche. Über 1.200 Unternehmen aus den Indust-
riezweigen Maschinenbau, Anlagenbau, Stahlbau, Metallwaren und Gießerei bilden das Rückgrat der hei-
mischen Industrie. Die exportorientierte Branche ist mittelständisch strukturiert, besteht zu mehr als 85 
% aus Familienbetrieben und ist für ein Viertel aller österreichischen Exporte verantwortlich. Zahlreiche 
Betriebe sind Weltmarktführer und „Hidden Champions“. Die Metalltechnische Industrie beschäftigt di-
rekt rund 134.000 Menschen und sichert damit indirekt an die 250.000 Arbeitsplätze in Österreich. Sie 
erwirtschaftete 2021 einen Produktionswert von rund 43,8 Milliarden Euro. Der Fachverband Metalltech-
nische Industrie, ein Zusammenschluss der ehemaligen Fachverbände Maschinen und Metallwarenindust-
rie sowie Gießereiindustrie, zählt zu den größten Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden Österreichs und 
ist eine eigenständige Organisation im Rahmen der Wirtschaftskammer Österreich. 


